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Laschet und die

Marktwirtschaft

Wirtschaft so aufzustellen, dass sie zu- „Purpose“ als gesellschaftlichem Beitrag inder Corona-Krise zunächst bis Ende des mit großen Summen unterstützen, ohne
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Auf eine Frage kurz vor der Wahl des
neuen CDU-Vorsitzenden nach dem Kern
christdemokratischer Wirtschaftspolitik
antwortete Armin Laschet präzise mit dem
Hinweis auf die Soziale Marktwirtschaft.
Aber damit begnügt er sich im Unter-
schied zu seinen Konkurrenten Friedrich
Merz und Norbert Röttgen nicht einfach,
sondern greift treffsicher zurück auf die
fast vergessenen „Düsseldorfer Leitsätze“
vom 15. Juli 1949. Sie sind das wirtschafts-
und sozialpolitische Programm der CDU
für die erste Bundestagswahl und propa-
gieren im Unterschied zum christlichen
Sozialismus des Ahlener Programms von
1947 ein Konzept der sozialen Marktwirt-
schaft als drittem Weg zwischen Planwirt-
schaft und freier Wirtschaft liberalisti-
scher Prägung. Die CDU erfindet gewis-
sermaßen im Anschluss an Alfred Müller-
Armack den Begriff „Soziale Marktwirt-
schaft“ als Verbindung von Ordoliberalis-
mus und christlicher Soziallehre. Diese
Leitsätze bilden gewissermaßen bis heute
den wirtschaftlichen und sozialen Kom-
pass Deutschlands nach der Nazi-Diktatur.
Gedacht ist an eine der rechtsstaatlichen
Demokratie und ihrer Verfassung entspre-
chende Wirtschaftsordnung. Daher wird
am Beginn der Leitsätze kurz definiert:
„Die soziale Marktwirtschaft ist die sozial
gebundene Verfassung der gewerblichen
Wirtschaft, in der die Leistung freier und
tüchtiger Menschen in eine Ordnung ge-
bracht wird, die ein Höchstmaß von wirt-
schaftlichem Nutzen und sozialer Gerech-
tigkeit für alle erbringt.“ Und später wird
dann konkreter noch das Ziel der Markt-
wirtschaft benannt, nämlich, wie in der
Demokratie auch, Machtbegrenzung,
Machtverteilung und Machtkontrolle:
„Wer frei sein will, muss sich dem Wett-
bewerb unterwerfen und darauf verzich-
ten, Macht auf dem Markt zu erstreben…“
Und dementsprechend bezeichnen die
Düsseldorfer Leitsätze diese soziale
Marktwirtschaft als „Wirtschaftsdemo-
kratie“. Das ist 70 Jahre später ein hoher
Anspruch, dem sich Laschet als neuer Vor-
sitzender der staatstragenden Partei
schlechthin (und vielleicht sogar als zu-
künftiger Kanzler) nach eigener Aussage
verpflichtet weiß: Eine Wirtschaftsdemo-
kratie nicht mehr nur national, sondern
europäisch und sogar international zu er-
stellen, und dies zusätzlich im Blick auf
die Lebensmöglichkeiten der zukünftigen
Generationen angesichts der rasanten Kli-
maveränderungen. Global und klimatisch
muss diese Marktwirtschaft sozial weiter-
entwickelt werden, insbesondere mit
Nachdruck in der Welthandelspolitik mit
echtem und fairen Wettbewerb zur Ver-
hinderung von Monopolisten und in der
Klimapolitik mit attraktiven Anreizen für
die Schwellenländer zur Vermeidung wei-
terer Förderung fossiler Energieträger.
Hier genau wird sich die globale Soziale
Marktwirtschaft in Zukunft bewähren
müssen: in der Verhinderung von welt-
weiten Kartellen und in der Setzung rich-
tiger Anreize zur Förderung des Gemein-
wohles der noch nicht geborenen Men-
schen. Es geht um wirtschaftliche Demo-
kratie: Jeder Mensch zählt! Die „Düssel-
dorfer Leitsätze“ formulieren es in ihrem
letzten Satz so: „Die Grundlage einer ge-
sunden Sozialordnung ist eine erfolgreiche
Wirtschaftspolitik.“ Die Grundlage des
Sozialstaates ist die immer vorausgesetzte
Bereitschaft der Leistungsträger, ihr er-
worbenes Verdienst umverteilen zu lassen.
Man nennt das auch schlicht: Solidarität.

Der Autor ist Direktor der Katholi-
schen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle. Die Kolumne erscheint in Ko-
operation mit der KSZ. Foto: KNA
Im Lockdown sind die Geschäfte geschlossen. Sollte es einen Lastenausgleich zugunsten derer geben, die jetzt besonders betroffen sind? Foto: dpa

Gerechter verteilen

Zweiter Teil der
Debatte, ob es
eine Corona Ab-

verwiesen, dass auch das Lastenausgleichs-
gesetz abgeleitet wurde aus der sozialen
Idee Ludwig Erhards von der Marktwirt-
schaft. Dennoch bin ich skeptisch, ob ein
Lastenausgleichsgesetz 2.0 in der aktuellen
Situation ein sinnvolles Instrument wäre.

Das Lastenausgleichsgesetz von 1952 war
ein zentraler sozialpolitischer Baustein in

geld dazu bei, dass die Arbeitslosenzahlen
nicht signifikant steigen. Auch hat der Ge-
setzgeber umfangreiche Unterstützungs-
leistungen beschlossen. Die Kraftanstren-
gungen des Staates sind enorm. Das können
wir deshalb, weil wir in den vergangenen
Jahren gut gewirtschaftet haben. Und wir
dürfen hoffen, ähnlich gut aus der gegen-

und ungerecht. Statt auf eine Vermögensab-
gabe sollten wir daher auf eine Dekonzent-
ration von Vermögen durch die Förderung
von Mitarbeiterkapitalbeteiligungen setzen.
Die Beteiligung von Arbeitnehmern am
Produktivkapital entspricht dem Geist der
Sozialen Marktwirtschaft. Mit ihr kann die
Konzentration wirtschaftlicher Macht ver-
gabe für Super-

reiche geben
soll. Statt eine
zusätzliche Ab-
gabe einzufüh-
ren: Es geht um
soziale Gerech-
tigkeit, aber
nicht im Sinne
eines neuen Las-
tenausgleichs
VON MATTHIAS ZIMMER

D
ie Debatte um eine Vermögens-
abgabe ist in der Corona-Krise
neu entflammt. Dabei wird häu-
fig das Lastenausgleichsgesetz

zum Vorbild für eine Corona-Abgabe stili-
siert. Sie soll starke Schultern verpflichten,
mehr Lasten zu tragen, um wirtschaftliche
und soziale Folgen der Corona-Pandemie
auszugleichen. In der Debatte wird darauf

EU-Beihilfen für
BRÜSSEL (DT/dpa) Die EU-Kommission
will eine Lockerung der sogenannten EU-
Beihilferegeln für Staatshilfen angesichts
der jungen Bundesrepublik. In der Präam-
bel des Gesetzes hieß es, man anerkenne
einen als Folge des Krieges zu leistenden
Ausgleich von Lasten, der sowohl die soziale
Gerechtigkeit als auch die volkswirtschaftli-
chen Möglichkeiten berücksichtige. Be-
günstigt waren Menschen, die von Kriegs-
sachschäden oder Vertreibungsschäden be-
troffen waren. Das Lastenausgleichsgesetz
machte Sachvermögen über 5 000 Mark,
das am Stichtag der Währungsreform be-
stand, zu 50 Prozent abgabepflichtig. Diese
Abgabe war nicht auf einen Schlag fällig,
sondern war über einen Zeitraum von 30
Jahren zu entrichten. Es war also eher eine
Sondersteuer auf Vermögen und griff in der
Regel nicht in die Vermögenssubstanz ein,
sondern konnte aus den Erträgen bezahlt
werden. Das Lastenausgleichsgesetz leistete
Entschädigung für Vermögen (Immobilien,
Firmen, Fabrikanlagen....), stellte Ersatz für
Hausrat zur Verfügung, bewilligte unter be-
stimmten Bedingungen eine Kriegsscha-
densrente. Daneben enthielt es Bestimmun-
gen für ein zinsbegünstigtes Eingliede-
rungsdarlehen, Darlehen zum Erwerb von
Wohneigentum und Regelungen zur Wohn-
raumhilfe.

Doch ist die aktuelle Corona-Pandemie
eine andere Situation und nicht mit den
Nachkriegsjahren gleichzusetzen. Wir ha-
ben verlässliche und solide Sozialsysteme,
die sich bereits in der Finanzkrise
2008/2009 behauptet haben und nun auch
in der Corona-Krise soziale Härten abwen-
den und für einen breiten gesellschaftlichen
Ausgleich sorgen: So trägt das Kurzarbeiter-

Unternehmen
schlag der Kommission einzugehen. Damit
könnten die 27 EU-Länder bis zum 31. De-
zember weiterhin betroffene Unternehmen
wärtigen Krise herauszukommen, wie wir
vor zehn Jahren aus der Finanzkrise he-
rausgekommen sind – mit einem neuen
Wachstumsschub, der uns hilft, die Defizite
in den öffentlichen Haushalten und die
Schulden zurückzuführen.

Steuerschlupflöcher für
Pandemie-Profiteure

Statt über eine Vermögensabgabe zu de-
battieren, sollten wir vielmehr eine Debatte
darüber anstoßen, warum Unternehmen,
die von der Pandemielage profitieren, noch
immer Steuerschlupflöcher nutzen und sich
damit aus ihrer gesellschaftlichen Verant-
wortung stehlen können. Wir sollten darü-
ber diskutieren, warum einige Firmen mehr
Erstattung durch den Staat bekommen, als
sie im Jahr Steuern bezahlen. Wir sollten
über Gemeinwohlorientierung der Wirt-
schaft und Good Corporate Citizenship dis-
kutieren. Das wäre auch deshalb wichtig,
damit der Begriff „liberal“ nicht zum Wie-
selwort für verantwortungslos, nur auf den
eigenen Vorteil bedacht und egozentrisch
wird. Auch für Liberale sollte gelten: Der
wichtigste Körperteil ist nicht der Ellenbo-
gen. Oder sollte es keinen empathischen Li-
beralismus geben? Die Ordoliberalen
jedenfalls haben diese veraltete Form des
Liberalismus abgelehnt.

Darüber hinaus sollten wir auch eine ge-
rechtere Vermögensverteilung anstreben
mit dem Ziel, eine ausgewogene Gesell-
schaftsstruktur zu erreichen. Die Vermö-
gensverteilung in Deutschland ist ungleich

„Zukunftsfähig w
KÖLN (DT/PM) Der Bund Katholischer
Unternehmer (BKU) hat unter dem Ein-
druck der Corona-Pandemie gefordert, die
hindert werden mit dem Ziel einer breiteren
Verteilung der Vermögen. Denn die von
Ludwig Erhard formulierte Losung des
„Wohlstands für alle“ setzt voraus, dass auch
die weniger gut gestellten Menschen vom
wirtschaftlichen Aufschwung profitierten –
nicht nur durch höheren Konsum, sondern
vor allem dadurch, dass sie Vermögen auf-
bauen und Eigentum bilden können. Das ist
der tiefere Sinn der Wirtschaftsdemokratie.

Heute ist nicht die Zeit für eine Vermö-
gensabgabe nach dem Vorbild des Lasten-
ausgleichsgesetzes. Wir haben eine völlig
andere Situation als in den Nachkriegsjah-
ren und wir können uns dank einer soliden
Wirtschaft auch stabile Sozialsysteme leis-
ten. Wohl aber ist es an der Zeit für mehr
soziale Gerechtigkeit, für mehr Gerechtig-
keit im Steuersystem. Ich plädiere daher so-
wohl für ein Steuersystem mit weniger
Schlupflöchern als auch für eine breitere
Vermögensverteilung durch eine bessere
Förderung von Mitarbeiterkapitalbeteili-
gungen. Beide Maßnahmen wären viel
nachhaltiger als eine einmalige Abgabe, da
sie auch weit nach der Corona-Zeit ihre
Wirkung entfalten könnten.
Der Autor ist CDU-Bundestagsabge-
ordneter und hessischer Landesvor-
sitzender sowie stellvertretender
Bundesvorsitzender der Christlich-De-
mokratischen Arbeitnehmerschaft.
Der Katholik, der als Honorarprofes-
sor Politikwissenschaft an der Uni
Köln lehrt, veröffentlichte 2020
„Person und Ordnung. Einführung in
die Soziale Marktwirtschaft“ (Herder).

irtschaften“
gehört der Fokus auf eine ökologische, fi-
nanzielle und soziale Nachhaltigkeit.“ Bei
vielen Unternehmen sei die Suche nach
kunftsfähig sei und den Menschen im Mit-
telpunkt behalte. Unter dem Jahresthema
„Zukunftsfähig Wirtschaften“ wird sich der
Unternehmerverband mit den anstehenden

einer Zeit erhöhter Unsicherheit bereits ins
Zentrum gerückt. Das sei auch dringend
notwendig, um die erforderlichen techni-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Inno-
Herausforderungen befassen.
„Wir brauchen eine an den aktuellen und

künftigen Erfordernissen ausgerichtete So-
ziale Marktwirtschaft“, betont der Bundes-
vorsitzende des BKU, Ulrich Hemel. „Dazu
vationen auf den Weg zu bringen. Die Men-
schen hätten erkannt, dass der Raubbau an
der Natur und die Belastung der Umwelt
mit CO2 so nicht weitergehen kann, ist der
BKU-Bundesvorsitzende überzeugt.
Jahres verlängern. „Während sich die zwei-
te Welle des Coronavirus-Ausbruchs wei-
terhin stark auf unser Leben auswirkt, brau-
chen Unternehmen in ganz Europa weitere

gegen EU-Wettbewerbsregeln zu versto-
ßen. Bislang sind Hilfen wie etwa direkte
Zuschüsse in diesem Rahmen bei bis zu
800 000 Euro pro Unternehmen und Maß-
Unterstützung, um die Krise zu überste-
hen“, teilte die für Wettbewerb zuständige
EU-Kommissarin Margrethe Vestager am
Dienstagabend mit. Die Mitgliedstaaten
hätten nun die Möglichkeit, auf den Vor-
nahmen zur Unterstützung bei Fixkosten,
die nicht mehr vom Umsatz gedeckt wer-
den, bei bis zu drei Millionen gedeckelt.
Diese Grenzen könnten nun im Einigungs-
prozess angehoben werden.


